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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 22.— 
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(Nr. 8140.) Geſetz über das Grundbuchweſen in den Hohenzollernſchen Landen. Vom gun ann c. u 
31. Mai 1873. bps Aug Äre-2yg 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. . 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden ar des Landtages Unferer Monarchie, 2.2.7 
für die Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


§. 1. 

Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., 
mit Ausſchluß des $. 72., die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., mit Aus⸗ x 
ſchluß der $$. 49. 73. 133. bis 140. und 143., und das Geſetz, betreffend die f 
Stempelabgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, 
vom 5. Mai 1872. werden mit nachſtehenden Beſtimmungen in den en 
zollernſchen Landen eingeführt. 55 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen geſetzlichen Vor⸗ 
chriften, welche in den Hohenzollernſchen Landen nicht gelten, bleiben außer 
nwendung. 8 3 


Wo in der Grundbuchordnung auf Vorſchriften der Prozeßordnung über 
das Aufgebotsverfahren verwieſen wird, kommen die Vorſchriften der Sub⸗ 
haſtationsordnung vom 15. März 1869. zur Anwendung. 


. 4. 


gliche Rechte können weder durch Erfigung eines entgegen⸗ 


Eingetragen 
urch Verjährung aufgehoben werden. 


e din 
ſtehenden Rechts, noch 


§ 5. 
Verträge über unbewegliche Sachen bedürfen fortan zu ihrer Gültigkeit 

nicht der gerichtlichen Beſtätigung. f 1 i 
Jahrgang 1873. (Nr. 8140) 46 $. 6. 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Juni 1873. 


A are 


$. 6. 

Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundſtück 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtück dinglich Berechtigten. 
** 

Der hypothekariſchen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen den 
perſönlichen Schuldner geklagt werden müſſe, nicht entgegengeſetzt werden. 

Die Beweiskraft von Schuldbekenntniſſen über ein Darlehn oder einen 
Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der 
Urkunde eine Hypothek eingetragen iſt. 


F. 8. 

Die ae en gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei 
Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des Scha⸗ 
dens Kenntniß erhalten hat. 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, fo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 


§. 9. 

Statt des Grundſteuer⸗Reinertrags und Gebäudeſteuer⸗Nutzungswerths iſt 

der Steueranſchlag (das Grund- oder Gebäudeſteuerkapital) in das Grundbuch 
einzutragen. 9.10 


Bei ſchriftlichen, zu einer Löſchung erforderlichen Anträgen oder Willens. 
erklärungen genügt die Beglaubigang der Unterſchriften durch einen Ortsvorſteher 
unter Beidrückung des Amtsſiegels. 

Bei Löſchungen bedarf es der Vorlegung der über die Eintragung aus⸗ 
efertigten Urkunden nur dann, wenn dieſe Urkunden nach den Vorſchriften der 
eus vom 5. Mai 1872. ausgefertigt ſind. ü 


. 11. 


Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent⸗ 
liche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuch 
nur erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der 
Privaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben 
nachgewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts beigebracht wird, 
daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in 
Anſpruch nimmt, gemeldet habe. 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 


K. 12. 


Das in F. 130. der Grundbuchordnung eingeräumte Recht ſteht denjenigen 
cee zu, welche ſich im Beſitz einer mit Ingroſſationsvermerk 
verſehenen Schuldurkunde befinden. 

$. 13. 


| 
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g $. 13. 

An die Stelle des §. 29. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. 
vom 5. Mai 1872. tritt folgende Beſtimmung: 
Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
dritten Abtheilung gleich- und nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welche 
bis zu dem im 8 18. dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen oder vor⸗ 
gemerkt ſind. i 

$. 14. 

Diejenigen, welche vermeinen, 55 ihnen das Eigenthum an einem Grund- 
ſtück, bei welchem fie in den Beſitztabellen der Grundakten als Beſitzer nicht ein- 
getragen find, oder ein Recht zuſtehe, welches der Eintragung in der zweiten 
Abtheilung des Grundbuches bedarf, haben ihre Anſprüche innerhalb lohn Mo⸗ 


naten von dem Tage, wo dieſes Geſetz in Kraft tritt, bei dem Grundbuchamt 


, 


unter genauer Bezeichnung des Grundſtücks nach dem Kataſter anzumelden. 


5 8e 

Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück erworben hat, nicht geltend machen 
kann, und daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte inner⸗ 
halb der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächſt auch eingetragen ſind, verliert. 

Eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ausſchlußfriſt findet 
nicht ſtatt. 

$. 16. 

Sobald dieſes Geſetz in Kraft getreten iſt, find die $$. 14. und 15. inner- 
halb der Ausſchlußfriſt von vier zu vier Wochen wörtlich mit Angabe des Tages, 
an welchem dieſelbe abläuft, dart das Amtsblatt und eine außerhalb der EN 
zollernſchen Lande erſcheinende Deutſche Zeitung von dem Kreisgericht zu 
Hechingen bekannt zu machen. 

| $. 17. 

Wenn nach Ablauf der Ausſchlußfriſt Anſprüche auf das Eigenthum oder 
auf eine Beſchränkung des Eigenthums an einem Grundſtück nicht angemeldet, 
oder die angemeldeten Anſprüche durch Anerkennung oder rechtskräftige Entſchei⸗ 
dung Feftgeftellt worden find, iſt das Grundbuchblatt oder der Artikel von Amts⸗ 
wegen anzulegen. 

In der dritten Abtheilung des Grundbuchblattes oder Artikels bedarf es 
nicht der Aufnahme der in den bisherigen Unterpfands (Hypotheken-) Büchern 
eingetragenen Hypotheken, vielmehr genügt eine an den Anfang der dritten Ab⸗ 
theilung zu ſetzende Verweiſung eg das bisherige Unterpfands⸗ (Hypotheken-) 
Buch in folgender Faſſung: 

„Vergleiche Band ..... Seite des Unterpfandbuchs “. 
(Datum und Unterſchrift des Grundbuchamts.) 
(Nr. 8140) 46* 
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$. 18. 


Sobald das Grundbuchblatt oder der Artikel angelegt iſt, kann die Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung des Grundſtücks nur in den Formen erfolgen, welche 
das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. und die Grundbuch⸗ 
dennen vom 5. Mai 1872. vorſchreiben. 

on dieſem Zeitpunkt find neue Eintragungen in die bisherigen Unter- 
pfands⸗ (Hypotheken-) Bücher und Beſitztabellen unzuläſſig. Die erſteren werden 
jedoch ſoweit fortgeführt, als es ſich um Veränderungen oder Löſchungen der in 
ihnen bis dahin eingetragenen Hypotheken handelt. 


$. 19. 

In den Hypotheken⸗ und Grundſchuldbriefen, welche nach Anlegung des 
neuen Grundbuchblattes oder Artikels ertheilt werden, find auch die dem $. 127. 
Nr. 4. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. entſprechenden Angaben aus 
den Unterpfands⸗ (Hypotheken⸗) Büchern aufzunehmen. 

| $. 20. 

Die Verhandlungen, welche zur Anlegung der neuen Grundbücher erfor: 

derlich find, find koſten- und ſtempelfrei. 
F. 21. i 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1873. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 1 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1873. 


. S) Wilhelm. 
Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


(Nr. 8141.) 
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(Nr. 8141.) Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe in Höhe von 120 Millionen 
Thaler zur Erweiterung, Vervollſtändigung und beſſeren Ausrüſtung des 
Staats⸗Eiſenbahnnetzes. Vom 11. Juni 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


F. 1. 
Es iſt eine Anleihe aufzunehmen, welche die Mittel gewährt: 
I. für den Bau der Bahnen: 
a) von Berlin nach Wetzlar mit 50,750,000 Thlr., 
b) von der Reichsgrenze bei 
Sierk über Trier und Co⸗ 
blenz unter feſter Ueber⸗ 
brückung des Rheins nach 
Oberlahnſtein zum Anſchluß i 
an die Lahnbahn mit 20,750,000 +» 


8 2,900,000 + 
d) von Godelheim reſp. Ottber- 

gen nach Northeim mit .. 5,900,000 + 
e) von Welwer nach Dort- 


mund mt 3,300,000  » 
f) von Harburg nach Hanno⸗ 
ver o 11,120,000 = 


g) von Saarbrücken durch das 
Fiſchbachthal nach Neun⸗ 
kirchen mit einer Abzweigun 
in das Trenkelbachthal mit 2,800,000 +» 
h) für das Schlußſtück der 
Berliner Verbindungsbahn 
von Schöneberg nach Char⸗ 
lottenburg mit 4,400,000 
- = 101,920,000 
II. 5 15 Anlage des zweiten Ge⸗ „ 
eiſes: 


a) auf der Niederſchleſiſch-Mär⸗ 
kiſchen Bohn: nis 
von Ruhbank bis Dit: 
tersbach mitt 195,000 Thlr., 


; -, . ———— — 
Seite | 195,000 Thlr. 101,920,000 Thlr. 
Gr. 8141.) b) auf 
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Uebertrag -..... 195,000 Thlr., 101,920,000 Thlr. 
b) auf der Weftfälifchen Bahn: 
von Warburg bis 
Haueda mit 55,000 


c) auf der Saarbrücker Bahn: 
von Dillingen nach 
Völklingen und von 
St. Johann nach 

Brebach mit. 278,000 


d) auf der Hannoverſchen 
Bahn: 


von Northeim bis zur 
vormals Hannover⸗ 
ſchen Landesgrenze in 
der Richtung auf 
Nordhauſen mit.. 671,000 


e) auf der Bebra⸗ Hanauer 
Bahn: 
von Hünfeld nach Neu⸗ 
kirchen und von Sal⸗ 
münſter nach Geln⸗ 
hauſen mit. 402,000 


f) auf der Naſſauiſchen Bahn: 
von Bahnhof Wies⸗ 
baden der Taunus⸗ 
bahn bis zur Station 
Curve bei Biebrich, 
von Lorch nach St. 
Goarshauſen, 
von Aumenau nach 
Weilburg und 
von Ems nach Eſch—⸗ 5 
hofen mitt. 947,000 
2,548,000 . 
III. für die Anlage des dritten Ge- 
leiſes: 
a) auf der Saarbrücker Eiſen⸗ 
bahn: 
von St. Johann zur 
Grube Dudweiler, 
See 104,468,000 Thlr. 
von 
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Ueber trag. 104,468,000 Thlr. 
von Friedrichsthal zur 
Grube Alten wald und 
von der Grubenſtation 
Dudweiler nach Sulz⸗ 
bach mit. „20. 4 297,000 Thlr., 


b) auf der Naſſauiſchen Bahn: 
von Station Curve bis 
Bahnhof Caſtel mit 155,000 
452,000 
IV. für die Erweiterung: 
a) des Bahnhofs Hannover mit 4,380,000 Thlr., 
b) der Bahnhöfe und Geleis⸗ 
anlagen der Berliner Ver⸗ 
bindungsbahn mie 1,700,000 
=  6,080,000 
V. für die Vermehrung des Betriebsmaterials der 
Staatsbahnen mit 2 RE 9,000,000 „ 
im Ganzen 120,000,000 Thlr. 


$. 2. 

Die Ausführung der Neu⸗ und Erweiterungsbauten, ſowie die Beſchaffung 
des Betriebsmaterials erfolgt durch den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. b 

$. 3. 


Der zu den Anlagen und Beſchaffungen erforderliche Geldbetrag von 
120,000, Thlr. iſt, ſoweit er nicht aus dem Preußiſchen Antheile der 
Franzöſiſchen Kriegskontribution gedeckt werden kann, durch Veräußerung eines 
entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen aufzubringen, im Jahre 1873. 
find jedoch nicht mehr als 20,000,000 Thlr., in den Jahren 1874. und 1875. 
nicht mehr als je 25,000,000 Thlr. flüſſig zu machen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen bis zur Erfüllung 
der nach den vorſtehenden „ zuläſſigen Summen, zu welchem Zins⸗ 
fuß, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld. 
i verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im eh a fommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197.) zur Anwendung. 


§. 4. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1. bezeichneten Eifen- 
bahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf ler Rechts 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. f 

(Nr. 8141.) $. 5. 
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§. 5. 

Die Verzinſung und Tilgung der durch den Vertrag mit der Heſſiſchen 
Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft vom 26/29. Januar 1872. beziehungsweise durch 
das Geſetz vom 3. Mai 1872. (Geſetz⸗Samml. für 1872. S. 421.) vom Staate 
übernommenen Prioritäts⸗Obligationenſchuld der Taunusbahn wird der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden übertragen, welcher auch die Ausreichung der 
Zinskupons obliegt. 

Die behufs der Amortiſation eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen werden 
nach Vorſchrift des $. 17. des Geſetzes vom 24. Februar 1850. (Geſetz⸗Samml. 
S. 57.) vernichtet und die Geldbeträge derſelben öffentlich bekannt gemacht. 


$. 6. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und dem Finanzminiſter übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Juni 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
v. Kameke. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


